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Vorblatt 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Der Mangel an langdienenden Sanitätsoffizieren (Ärzten, Zahn- 
ärzten, Tierärzten und Apothekern) ist besorgniserregend und 
steigt weiter. Zur Zeit sind nur etwa 42 Vo der Dienstposten mit 
langdienenden Sanitätsoffizieren besetzt. Bei Anhalten der 
jetzigen Tendenz werden im Jahr 1980 nur noch ca. 34 Vo dieser 
Stellen mit aktiven Sanitätsoffizieren besetzbar sein. 


B. Lösung 

Zur Gewinnung ausreichenden Nachwuchses soll daher eine 
eigene Sanitätsoffizierlaufbahn geschaffen werden, bei der die 
Sanitätsoffiziersbewerber innerhalb des Dienstverhältnisses 
unter Zahlung eines Ausbildungsgeldes zum Studium beurlaubt 
werden. 


C. Alternativen 

Die bisherigen Maßnahmen zur Lösung des Problems haben sich 
als nicht ausreichend erwiesen. 


D. Kosten 

Von ca. 104 000 DM im Jahr 1970 auf ca. 2 068 000 DM im Jahr 
1977 ansteigend, ab 1977 gleichbleibend. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/3 — 37202 — So 3/1/70 


Bonn, den 12 März 1970 


A.n den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

nebst Begründung und Kostendarstellung (Anlage 1) mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 349. Sitzung am 6. März 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Er hat außerdem zu dem Gesetzentwurf die aus Anlage 2 er- 
sichtliche Entschließung gefaßt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfacii 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. April 1969 (Bundesgesetzbl. I 

S. 313), zuletzt geändert durch das Eingliederungs- 
gesetz für Soldaten auf Zeit vom 25. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1347), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 27 Abs. 2 Nr. 3 wird das Wort „Bestallung" 
durch das Wort „Approbation" ersetzt. . 

2. § 30 wird wie folgt geändert; 

a) Hinter Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Anwärter für die Laufbahnen der Sa- 
nitätsoffiziere (Sanitätsoffizier- Anwärter), die 
ohne Geld- und Sachbezüge zum Studium be- 
urlaubt worden sind, erhalten außer unent- 
geltlicher truppenärztlicher Versorgung ein 
Ausbildungsgeld (Grundbetrag, Familienzu- 
schlag, Kinderzuschlag). Die Höhe des Aus- 
bildungsgeldes wird durch Rechtsverordnung 
unter Berücksichtigung des Studienganges 
und der Dienstbezüge derjenigen Dienst- 
grade festgesetzt, die die Sanitätsoffizier-An- 
wärter während ihrer Ausbildung durchlau- 
fen. Die Rechtsverordnung regelt ferner das 
Nähere über die Gewährung des Ausbil- 
dungsgeldes sowie über die Anrechnung von 
Einkünften aus einer mit der Ausbildung zu- 
sammenhängenden Tätigkeit." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

3. § 39 Nr. 2 werden folgende Worte angefügt; 
fügt: 

„Sanitätsoffizier-Anwärter jedoch erst mit der 
Beförderung zum Stabsarzt, Stabsveterinär oder 
Stabsapotheker, " . 

4. § 46 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Satz 1 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt; 

„Unter den gleichen Voraussetzungen muß 
ein Sanitätsoffizier das ihm als Sanitäts- 
offizier-Anwärter gewährte Ausbildungsgeld 
erstatten; die Dienstzeit nach Satz 1 bemißt 
sich nach der Zeit, für die Ausbildungsgeld 
gewährt worden ist." 


b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; in diesem 
Satz werden die ^Worte „der Kosten" ge- 
strichen. 

5. § 55 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Offizieranwärter, der sich nicht zum 
Offizier, ein Sanitätsoffizier-Anwärter, der sich 
nicht zum Sanitätsoffizier eignen wird, soll ent- 
lassen werden. Ist der Offizieranwäfter als 
Unteroffizier zur Laufbahn der Offiziere zuge- 
lassen worden, so wird er nicht entlassen, son- 
dern in seine frühere Laufbahn zurückgeführt." 

6. § 56 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ein Sanitätsoffizier-Anwärter muß das 
ihm gewährte Ausbildimgsgeld erstatten, wenn 
er 

1. seiner Berufung in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten nicht zugestimmt hat, 

2. auf eigenen Antrag entlassen worden ist 
oder 

3. seine Entlassung nach § 55 Abs. 4 Satz 1 
vorsätzlich oder grobfahrlässig verursacht 
hat. 

Auf die Erstattung des Ausbildungsgeldes kann 
ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn sie 
für den Soldaten eine besondere Härte bedeu- 
ten würde." 

7. § 72 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Nr. 5 werden die Worte „Abs. 3" 
durch die Worte „Abs. 4" ersetzt. 

b) Hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt; 

„(3) Der Bundesminister der Verteidigung 
erläßt im Einvernehmen mit den Bundesmi- 
nistern des Innern und der Finanzen die 
Rechtsverordnung über das Ausbildungsgeld 
nach § 30 Abs. 2." 

Artikel 2 

Das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung vom 15. Juli 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 609), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Neuregelung des Besoldungsrechts vom 
14. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 365), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 werden hinter dem Wort „einbe- 
rufen" .die Worte eingefügt: 

„oder als Sanitätsoffizier-Anwärter ohne Qeld- 
und Sachbezüge beurlaubt." 
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2. § 6 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Nummer 2 wird folgende Nummer 3 
eingefügt: 

„3. bei Empfängern von Ausbildungsgeld für 
Sanitätsoffizier-Anwärter der Grundbe- 
trag und der Familienzuschlag." 

b) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1969 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. 

Der Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes betrifft eine Angelegenheit 
der Verteidigung. Er ist nach Artikel 73 Nummern 1 
und 8 GG Gegenstand der ausschließlichen Gesetz- 
gebung des Bundes. 

II. 

Der Entwurf schafft die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen für eine Neuordnung der Laufbahn der Sani- 
tätsoffiziere. 

1. Nach geltendem Recht ergänzt sich das Sani- 
tätsoffizierkorps ausschließlich aus Ärzten, 
Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern, die ihre 
Approbation vor ihrer Einstellung in die Bun- 
deswehr erworben haben. Sie werden als Stabs- 
arzt (Stabsveterinär, Stabsapotheker) eingestellt. 
Der Entwurf soll die zusätzliche Möglichkeit 
eröffnen, Bewerber während ihrer Dienstzeit 
als Soldaten zum Sanitätsoffizier heranzubilden. 
Die Bewerber sollen nach Ablegung der Reife- 
prüfung als Sanitätsoffizier-Anwärter in die 
Bundeswehr eingestellt, im Anschluß an eine 
etwa einjährige militärische Ausbildung unter 
Zahlung eines Ausbildungsgeldes zum Studium 
beurlaubt und nach Erwerb der Approbation 
zum Stabsarzt und Berufssoldaten ernannt wer- 
den. Die Höhe des Ausbildungsgeldes bemißt 
sich etwa nach den Dienstbezügen der Dienst- 
grade, die die Sanitätsoffizier- Anwärter wäh- 
rend ihrer Ausbildung durchlaufen. Die Anwär- 
ter müssen das Ausbildungsgeld erstatten, wenn 
sie auf eigenen Antrag oder wegen vorsätzlich 
oder grobfahrlässig verschuldeter Nichteignung 
vorzeitig aus der Bundeswehr ausscheiden oder 
nach der Approbation die Ernennung zum Be- 
rufssoldaten ablehnen. 

Eine Verordnung zur Änderung der Soldaten- 
laufbahnverordnung, für deren Erlaß die Bun- 
desregierung zuständig ist, sieht die Einstellung 
der Sanitätsoffizier- Anwärter als Soldaten auf 
Zeit mit einer Verpflichtungsdauer bis zum Ab- 
schluß der Ausbildung zum Sanitätsoffizier (Er- 
nennung zum Stabsarzt nach Erwerb der Appro- 
bation) vor. 

Die Anwärter sollen frühestens nach 3 Dienst- 
jahren (Bestehen der ärztlichen Vorprüfung) 
zum Oberfähnrich, nach 4 Dienstjahren (Able- 
gung der Offizierprüfung) zum Leutnant und 
nach etwa 7 Dienstjahren (Erwerb der Approba- 
tion) zum Stabsarzt ernannt werden können. 

Die Gewährung des Ausbildungsgeldes wird 
durch den Bundesminister der Verteidigung im 
Einvernehmen mit den Bundesministern des In- 


nern und der Finanzen in einer besonderen 
Rechtsverordnung geregelt. 

2. Die neue Regelung soll dazu beitragen, das be- 
sorgniserregende Fehl an langdienenden Sani- 
tätsoffizieren, insbesondere im Dienstverhältnis 
eines Berufssoldaten, zu beseitigen. Auf Grund 
der bisherigen Einstellungsvorschriften war es 
nicht möglich, die Zahl der aktiven Sanitätsoffi- 
ziere, die wegen Erreichens der Altersgrenze, 
mit Ablauf der Dienstzeit oder wegen Entlas- 
sung auf eigenen Antrag ausgeschieden sind, 
auch nur annähernd auszugleichen. Die Bewer- 
berzahlen sind seit Jahren rückläufig. Die Folge 
ist, daß zur Zeit nur etwa 42 Prozent der Dienst- 
posten — im ärztlichen Dienst nur etwa 36 Pro- 
zent — mit Zeit- und Berufssanitätsoffizieren 
besetzt werden können. Bei anhaltend rückläufi- 
ger Tendenz muß befürchtet werden, daß der 
Anteil an aktiven Sanitätsoffizieren bis 1980 
auf rd. 32 Prozent — an Offizieren des ärztlichen 
Dienstes auf rd. 27 Prozent — zurückgeht. Der 
Bestand an Bierufssanitätsoffizieren würde sich 
ohne die mit diesem Entwurf angestrebte Er- 
schließung eines zusätzlichen Bewerberpoten- 
tials im Jahre 1980 auf rd. 19 Prozent und im 
Jahre 1985 auf rd. 15 Prozent des Solls verrin- 
gern. Dienstposten für Fachärzte, sonstige Spe- 
zialisten, Leitende Sanitätsoffiziere und für 
Ärzte in qualifizierten Stabsverwendungen, die 
eine langjährige Erfahrung als Sanitätsoffizier 
voraussetzen, könnten dann nicht mehr im er- 
forderlichen Umfang besetzt werden. Zeitoffi- 
ziere verpflichten sich erfahrungsgemäß in aber 
Regel nur für kurze Dienstzeiten und kommen 
daher für diese Dienstposten nicht in Betracht. 

3. Es ist zu erwarten, daß die Nachwuchslage der 
Sanitätsoffiziere durch die Laufbahnneuordnung 
wesentlich verbessert wird. Ihr Anreiz liegt für 
die Abiturienten vor allem darin, daß sie ihnen 
die Durchführung eines Studiums ohne finan- 
zielle Eigenbelastung garantiert. Da die Sani- 
tätsoffizier-Anwärter während des Studiums bis 
zum Offizier gefördert werden, stehen sie sich 
finanziell wesentlich besser als die Empfänger 
von Studienbeihilfe, zumal sie als Angehörige 
der Bundeswehr auch Anspruch auf freie Heil- 
fürsorge haben. Ein weiterer Vorteil liegt darin, 
daß die Anwärter während der Semesterferien 
in Sanitätseinrichtungen und -einheiten der Bun- 
deswehr zu einer militärfachlichen Ausbildung 
herangezogen werden können, die ihr Studium 
sinnvoll ergänzt, sie organisch an ihre künftigen 
Aufgaben heranführt und ihre Verbundenheit 
mit der Bundeswehr festigt. 

Die an die Laufbahnneuordnung geknüpften Er- 
wartungen werden in gewissem Umfange schon 
jetzt durch die Erfahrungen mit dem auf der 
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Grundlage dieses Entwurfs seit dem 1. Juli 1969 
durchgeführten Trupp enversuch bestätigt. Trotz 
einer nur kurzfristigen Werbeaktion haben sich 
allein im Jahre 1969 65 Bewerber gemeldet. Das 
läßt den Schluß zu, daß auch in den kommenden 
Jahren mit einer entsprechenden Bewerberquote 
gerechnet werden kann. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 27) 

Die Änderung dient der Anpassung an die Termi- 
nologie der Bundesärzteordnung. 

Zu Nummer 2 (§ 30) 

Der neue Absatz 2 schafft die Rechtsgrundlage für 
die Gewährung eines Ausbildungsgeldes an den 
zum Studium ohne Geld- und Sachbezüge beurlaub- I 
ten Sanitätsoffizier-Anwärter. Er enthält zugleich j 
die Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverord- i 
nung, in der Einzelheiten des Ausbildungsgeldes j 
geregelt werden sollen. Die übrigen Änderungen J 
sind redaktioneller Art. 

! 

Zu Nummer 3 (§ 39) 

Die Ergänzung regelt die Voraussetzungen, unter 
denen Sanitätsoffizier-Anwärter frühestens in das 
Dienstverhältnis eines Berufssoldaten berufen wer- 
den können. 

Zu Nummer 4 (§ 46) 

Die Ergänzung des Absatzes 4 schafft die Rechts- ; 
grundlage für die Rückforderung des Ausbildungs- 
geldes, das der Berufssanitätsoffizier als Anwärter 
während der Dauer seiner Beurlaubung zum Stu- 
dium erhalten hat. Voraussetzung für die Rückfor- 
derung ist, daß der Sanitätsoffizier nach seiner Er- 
nennung zum Berufssoldaten auf eigenen Antrag 
vor Ableistung einer Dienstzeit von mindestens 
dreifacher Dauer des Studiums ausscheidet. Die Er- 
gänzung entspricht der Regelung für andere Berufs- 
soldaten, die auf Kosten der Bundeswehr studiert 
oder eine Fachausbildung erhalten haben. 

Zu Nummer 5 (§ 55) 

Die Neufassung des Absatzes 4 unterwirft den Sa- 
nitätsoffizier-Anwärter der Entlassungsregelung, 
die für jeden anderen Offizieranwärter im Dienst- 
grad eines Soldaten auf Zeit gilt. Da der Sanitäts- 
offizier-Anwärter jedoch bis zur Ernennung zum 
Stabsarzt in bezug auf seine künftige Verwendung 
als Sanitätsoffizier Offizieranwärter ist, kann er 
auch dann wegen Nichteignung entlassen werden, 
wenn er bereits einen Offizierdienstgrad erreicht 
hat. 

Zu Nummer 6 (§ 56) 

Absatz 4 schafft die Rechtsgrundlage für die Rück- 
forderung des gewährten Ausbildungsgeldes, wenn 


der Sanitätsoffizier-Anwärter als Soldat auf Zeit 
auf eigenen Antrag oder wegen vorsätzlich oder 
grobfahrlässig verschuldeter Nichteignung ausschei- 
det oder die Ernennung zum Berufssoldaten ab- 
lehnt. Die Härteklausel entspricht der für die Rück- 
forderung von Ausbildungskosten in § 46 Abs. 4 
getroffenen Regelung. 

Zu Nummer 7 (§ 72) 

Absatz 3 regelt die Zuständigkeit für den Erlaß der 
in § 30 Abs. 2 vorgesehenen Rechtsverordnung. Die 
übrigen Änderungen sind redaktioneller Art. 

Artikel 2 

Die Ergänzung des Gesetzes über die Gewährung 
einer jährlichen Sonderzuwendung schafft die 
Rechtsgrundlage für die Zahlung dieser Sonderzu- 
wendung auch an die Sanitätsoffizier-Anwärter. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes. Die Rückwirkung ist erforderlich, um den seit 
dem 1. Juli 1969 laufenden Truppenversuch mit in 
die gesetzliche Regelung einzubeziehen. 


C. Kostendarstellung 

Die Mehrkosten dieses Gesetzes ergeben sich aus 
dem Ausbildungsgeld für Sanitätsoffizier-Anwärter 
abzüglich der Einsparungen infolge Verringerung 
der Zahl der Studienbeihilfe-Empfänger um die Zahl 
der eingestellten Sanitätsoffizier-Anwärter. 

1. Aufwendungen für Sanitätsoffizier-Anwärter 

Der Ausbildungsgang der Sanitätsoffizier-Anwärter 
dauert insgesamt sieben Jahre. Hiervon entfallen das 
erste Dienstjahr sowie in den folgenden sechs Stu- 
dienjahren jährlich zwei Monate auf die militärische 
Ausbildung. In dieser Zeit erhalten die Sanitätsoffi- 
zier-Anwärter Dienstbezüge. Während des sechsjäh- 
rigen Studienganges werden die Sanitätsoffizier-An- 
wärter jährlich für zehn Monate — im Anlaufjahr 
1970 für sieben Monate — beurlaubt und erhalten 
Ausbildungsgeld. Nur das Ausbildungsgeld kann bei 
der Kostenberechnung in Ansatz gebracht werden. 

Das Ausbildungsgeld beträgt monatlich 


im 1. Studienjahr 670 DM 

im 2. Studienjahr 764 DM 

im 3. Studienjahr 872 DM 

im 4. Studienjahr 963 DM 

im 5. und 6. Studienjahr 996 DM. 


Verheiratete ohne Kind erhalten einen monatlichen 
Familienzuschlag von 61 DM, mit einem kinder- 
zuschlagsberechtigten Kind 98 DM und für jedes 
weitere kinderzuschlagsberechtigte Kind 44 DM. 

Die Berechnung geht' davon aus, daß im Jahre 1970 
42, 1971 50 und in den folgenden Jahren bis 1976 
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je 70 Sanitätsoffizier- Anwärter zum Studium beur- 
laubt werden. Zugrunde gelegt ist ferner, daß die 
Sanitätsoffizier-Anwärter in den ersten drei Stu- 
dienjahren ledig, in den letzten drei Studienjahren 
kinderlos verheiratet sind und die medizinische 
Vorprüfung am Ende des zweiten Studienjahres be- 
stehen. 

2. Einsparungen an Studienbeihilfen 

Die durch das Ausbildungsgeld für Sanitätsoffizier- 
Anwärter verursachten Aufwendungen verringern 
sich um die Einsparungen bei den Studienbeihilfe- 
Empfängern. Studienbeihilfe-Empfänger erhalten in 
den ersten drei Studienjahren monatlich 260 DM 
und vom vierten Studienjahr an 330 DM Unter- 
haltsbeihilfe. Außerdem erhalten sie einen jähr- 
lichen Lernmittelzuschuß bis zu 300 DM und einen 
Studiengebührenzuschuß bis zur Höhe von 400 DM. 

3. Kostenübersicht 



Aufwen- 
dungen 
für SanOA 

Ein- 1 

sparungen * 
bei 1 

i Stipendiaten 

Tatsäch- 
liche Mehr- 
aufwen- 
dungen 

in DM 

1970 

197 000 

93 000 

104 000 

1971 

656 000 

283 000 

373 000 

1972 

: 1 217 000 

550 000 

667 000 

1973 

, 1 872 000 

876 000 

996 000 

1974 

j 2 574 000 

1 202 000 

1 372 000 

1975 

3 310 000 

1 528 000 

1 782 000 

1976 

3 607 000 

1 658 000 

1 949 000 

1977 

3 819 000 

1 751 000 

2 068 000 


Vom Jahre 1977 an bleiben die tatsächlichen Mehr- 
aufwendungen konstant. 




Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/507 


Anlage 2 


— Abschrift — 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 6. März 1970 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 16. Januar 1970 — II/3 — 37202 — ■ So 
3/1/69 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 349. Sitzung am 6. März 1970 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat hat außerdem die aus der Anlage ersichtliche 
Entschließung gefaßt. 


Osswald 

V Vizepräsident 


Anlage 
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Anlage 3 


Entschließung des Bundesrates 


Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Höhe des 
Ausbildungsgeldes nicht auf einen Betrag festgesetzt 
werden sollte, der in einer angemessenen Relation 
zwischen den im Rahmen der allgemeinen Studien- 
förderung (Honnefer Modell) gewährten Beträge und 
den Unterhaltszuschüssen für Beamte im Vorberei- 
tungsdienst für die Laufbahn des höheren Dienstes 
liegt. 

Damit würde der Gefahr einer präjudizierenden 
Wirkung auf andere Bereiche der öffentlichen Ver- 
waltung vorgebeugt. 

Der Bundesrat ist ferner der Ansicht, daß das In- 
krafttreten des Gesetzes überprüft werden sollte, 
insbesondere dann, wenn die vorgesehene Rück- 
wirkung unverhältnismäßig hohe Nachzahlungen zur 
Folge haben sollte. 
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